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Hofdekret vom 26. August 181 l, bezw. 47. Juli 186-7, nach welchem eine katholische

Person mit einer getrennten katholischen bei Lebzeiten beS getrennten
Gegenteils keine gültige Ehe eingehen könne, ließ das Statthalteramt Zürich
feststellen, ob der geschiedene Ehemann der Fran G. noch am Leben sei. Es ergab
sich, daß dies der Fall ist. Ans Grund dieser Tatsachen erklärte sich das Statt-
balteramt Zürich bereit, dem Gesuche um Zurücknahme des Trennungsbesehls
zu entsprechen.

Die kantonale Direktion der Polizei hat dann in Erwägung, daß durch die

Duldung des Konkubinats L.-G. keine familienrechtlichen Pflichten benachteiligt
werden und den Rekurrenten die Eheschließung wegen eines in der Gesetzgebung
des Heimatstaates von L. begründeten Hindernisses unmöglich sei, verfügte

Der Verfügung des Statthalteramts Zürich, durch welche auf das Verbot deS

Konknbinatsverhältnisses zwischen L. und Fran G. verzichtet wird, wird die
Genehmigung erteilt."

Kürzlich erhielt nun die Bürgerarmenpflege der Heimatgemeinde W. der G.
von der freiwilligen und Einwohnerarmenpflege der Stadt Zürich die Mitteilung,

daß Fran G. von einem Mädchen entbunden worden sei und daß die

Hebammenkosten im Betrage von 27 Fr. zu ersetzen seien, Frau G. erkläre, die

Rechnung nicht bezahlen zu können, und ihr Liebhaber, mit dem sie im Kon-
kubinat lebe, habe seit einiger Zeit nur wenig, zeitweise keine Arbeit, die beiden
können sich mit ihrem Verdienste „kaum durchbringen".

Die Bürgerarmenpflege W. verwahrt sich dagegen, daß sie durch die Folgen
des Konkubiuates L.-G. belastet werde, und sie ist - wohl mit Recht — darauf
aufmerksam gemacht worden, daß für die Unterstützungen, die aus jenem Kon-
kubinatsverhältnisse notwendig werden, speziell bezüglich der illegitimen Kinder,
der Kanton, mit andern Worten der Kantonalarmenfond, aufzukommen habe,
da nach den Grundsätzen des geltenden Armcngesetzes die Grundlage zu einer
Verpflichtung der Heimatgemeinde fehle, indem diese über Genehmigung oder
Nichtgenehmigung des Konkubinates nicht begrüßt worden sei und ihr auch kein
gesetzliches Einspruchsrecht zustehe.

Der vorliegende Fall zeigt übrigens, daß es außerordentlich schwierig ist,
vorauszusehen, ob ans einem Konkubinate Unterstützungsnotwendigkeiten
entstehen oder nicht, und daß überall da, wo aus einem .Konkubinate Belastung der
öffentlichen Wohltätigkeit zu erwarten steht, ein solches, wenn auch die gesetzlichen

Requisite für die Möglichkeit einer Genehmigung zutreffen mögen, nicht
gestattet werden sollte.

Bern. A m t s v e r s a m m l n n g e n. Nach Art. 66 des bernischen Armengesetzes

von 1897 wird unter den Bezirks-Armenbehörden als erste die Amts-
versammlnng aufgeführt. Dies ist keine neue Bestimmung, sondern aus dem
Armengesetz vom Jahre 1877 aufgenommen. Die Amtsversammlung besteht
nach gesetzlicher Vorschrift in der Regel ans zwei Abgeordneten einer jeden
Gemeinde des Amtsbezirkes, aus sämtlichen Geistlichen, Urmcuinspektoren und
Vorstehern von Armenanstalten des Staates, der Bezirke und Gemeinden.
Die AmtSversammlnng soll unter dem Vorsitz des Regierungsstatthalters alle
zwei Jahre zusammentreten, um über die Armenpflege in den einzelnen
Gemeinden zu berichten, um geineinsame Maßregeln innerhalb der Gesetze und
Verordnungen zu beraten und zu beschließen, und um an obere Behörden
Anträge zu stellen, die ihnen notwendig erscheinen, oder Fragen zu beraten und
zu begutachten, die ihnen von den Behörden vorgelegt werden.

seit mehreren Jahren waren diese Umtsversammlungen nicht mehr
einberufen worden. Die Gründe mögen verschiedener Natur gewesen sein. Ein-
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mal war auf dein (Gebiete des Armenwesens ivirklich iiichts bleues, (Großes zu
beratein die Tätigkeit der Bezirksariiieninspektoreii uiid lokaleii Ariuenbehörden
ist als die Hauptsache anzusehen. Taun darf vielleicht auch darauf hingewiesen
werden, daß von den Amtsversaiuiuluugen etwa gerügt wurde, es würden viele
Gedanken angeregt und wenige ausgeführt. Die Abgeordneten der Gemeinden
sagten, wenn sie von einer solchen Versammlung heimkehrten, es seien wieder
einmal schöne Reden gehalten worden, so daß man meinen sollte, es gehe

nun auf einmal alles vorwärts, aber es werde Wohl wieder so gehen wie andere
Male, d. h. nicht viel. Erst Illll wiederum, zwischen der ersten und zweiten
Beratung des neuen Armenpolizeigesetzes durch den Großen Rat, wurden die

Ämtsverjammlungen durch die kantonale Armendirektion eingeladen, sich über
den au? der ersten Beratung hervorgegangenen Entwurf zu äußern. Nach dem

Referate über das Gesetz entspann sich eine ziemlich lebhafte Diskussion, in
der verschiedene Wünsche geäußert wurden. Die Verhandlungen wurden natürlich

protokolliert und Diskussion und Beschlüsse als Material an die kantonale
Armendirektion gesandt, die sie zur zweiten Beratung verwenden konnte. Es
wäre vielleicht auch auf andern Gebieten gilt, wenn eine solche „Volksbefragung"
stattfände! schaden könnte sie jedenfalls nicht.

Tas P f l e g e k i n d e r w e s e n der Stadt Bern. Vor einem
Jahre stellte Herr Schuldirektor Schenk das Postulat für Errichtung eines Zen-
tral-Jugendfürsorgeamtes auf. Einen Schritt zur Verwirklichung dieses
Projektes bedeutete die Anstellung eines Amtsvormundes, der nun bereits seit mehr
als einem halben Jahre seine Tätigkeit ausgeübt und dem die unehelichen Kinder
unterstellt sind. Nun legte Herr Schenk einer vom Kinder- und Frauenschutzverein
einberufenen Versammlung ein Reglement vor, das die Grundlage zu einer
Fürsorge für die Pflegekinder bilden soll. Mit einer Pflegekinderfürsorge
wäre der Ring der Jugendfürsorge in der Stadt Bern geschlossen. Eine von der
Lehrerschaft ausgeführte Enquete ergab allein schon das Vorhandensein von
etwa 38l! Pflegekindern in der Stadt Bern. Der Amtsvormund schätzte ihre Zahl
auf 8Ul)—1lA>l)°Das neue Zivilgesetz gestattet jeder Gemeinde Vorschriften über
las Kostkinderwesen aufzustellen! das bernische Einführungsgesetz ist noch weiter
gegangen, indem es dem Kostkinderwesen zwei Paragraphen widmet.

Das von Herrn Schenk verfaßte Reglement erstreckt die Kontrolle auf Kinder,
die nicht bei den Eltern, sondern bei Drittpersonen sind, auch bei
Verwandten, entweder gegen Entgelt oder unentgeltlich. Zur Inspektion sind auch
Frauen zugezogen, sowohl besoldete als freiwillig tätige. Die Pflegeeltern
müssen sich über ihre Qualifikation ausweisen, in bezug auf Gesundheit und
Wohnungsverhältiiisse, wie auch darüber, daß sie nicht aus öffentlichen Mitteln
unterstützt werden. Wohnungswechsel muß angezeigt werden. Auch die
Obliegenheiten der Pflegeeltern sind vorgeschrieben! für Nichterfüllung derselben sind
Strafen vorgesehen. Die Ausführung des Reglementes würde die Schaffung
einer Erkundigungsftelle ermöglichen. Herbeiführen würde sie die Zuziehung
von Pflegekinderärzten.

Jii der darauffolgenden Diskussion wurden verschiedene Anregungen
gemacht! Ausdehnung der Pflegekinderinspektion auf den gairzen Kanton, also
auch die Landgemeinden! Einbeziehung der gefährdeten Kinder, auch solcher,
die bei ihren Eltern wohnen! spezielle Fürsorge für Säuglinge und Kinder in
den ersten zwei Lebensjahren! möglichste Verhütung der unehelichen Kinder, d. h.

Beaufsichtigung des Zchlafgängerunwesens! Ausdehnung der Inspektionen auch

auf die in Aiistalten untergebrachten Kinder.
Genf. Das a r a u (' >> n t r a l äe B i e n k al ^ a n a c hat im Jahr
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1911/12 im ganzen verausgabt: Fan ks9,2t>7. 49, wovon auf vorübergehende
Unterstützung entfallen: Fr. 89,131. 73, auf die Verwaltung: Fr. 23,416.49. — Das
Komitee des Bureau Central ergriff die Initiative zur Gründung einer genfe-

rifchen Liga zum Kampf gegen die Tuberkulose, deren ständiges Sekretariat
sich im Hause des Bureau Central befindet. — Präsident des Bureau Central
ist für das Fahr 1912 19: G. Fatio. K.
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günstigen Bedingungen das Spengler-,
Gas- und Wässer-Znftallat'ions-
Handwerk gründlich erlernen bei

I. Brem, Spenglermeister, Tornach
Kanton Solothurn. 390

Bedingungen die Brot- und Wiener-
Fein Packerei erlernen. Bei guter Führung
von Anfang etwas Lohn. Nähere Auskunft
bei I.Fricker, Basel, Oetlingerstraße 35,

Gesucht:
Intelligenter, christlichgesinnter Jüngling,

der Lust hat, die

Gärtuerei

Kummer, Handelsgärtnerei, Utenberg,
Luzern. 389

jenno tlNMINL

4'. Kvliuokt'oi-, d«à»x«i', lmele,

Eltern, Vormunde!
Ein den Schulen ganz entlassenes kräftiges

Mädchen (wenn auch französisch
sprechend), aber reformiert, findet bei

^1

einer, einfacher T^nul'e bleibende Stelle

Frau Läubli-Müller. Möbelfabrik,
382 am Sarnersee, Obwalden.

Mckerlchrling Gesuch.
Ein dei Schule entlassener, starkerKnabe

Groß- und^ Kleinbäckerei gründlich

I Gattiker, Rüschlikon,
381 Zürichsee.

Tlsfilkidtt-LtlirliU
gesucht.

Ein intelligenter Jüngling könnte das
Schneiderhàndwerk unter güstigen
Bedingungen gründlich erlernen bei

A. Schwendener, Md. Tailleur,
386 Cliur, Graubünden.

(besucht sss
eine Lelirtochter, welche Lust hätte, die

Wasch-Glätterei unentgeltlich u gründlich

z. erle: nen. Auskunft ert. Frau Grießer,
Wasch-Glätterei, Oberdorf, Herisau.

Buchdruckerei „Efftngerhos A.-G." in Brugg.
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